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Seit die AfD bei den Wahlen in Mecklen-

burg-Vorpommern 20,8% der Stimmen 

erhalten hat, kommt die CSU wieder 

jeden Tag mit einem neuen Gesetzes-

Vorschlag gegen die Flüchtlinge.  
 

AfD wie CSU versuchen uns weiszu-

machen, die Flüchtlinge wären unser 

wahres Problem. Ja? Sind denn etwa 

die Flüchtlinge schuld, dass immer mehr 

Menschen in Deutschland in Armut le-

ben und vom Staat nur Schikanen erle-

ben? Sind daran nicht eher die Unter-

nehmer und die Regierung schuld, die 

seit Jahren bei Löhnen, Rente, Kranken-

kassen und Arbeitslosen kürzen? 
 

Sind die Familien, die vor den Bomben 

aus Syrien geflohen sind,  schuld daran, 

wenn es an bezahlbaren Wohnungen 

fehlt und Schulklassen überfüllt sind – 

und nicht eher die jahrelangen Spar-

maßnahmen der Regierung? 
 

Und wollen sie uns ernsthaft einreden, 

"Muslime“ wären für die wachsende Un-

sicherheit in unserem Alltag verantwort-

lich – und nicht die Unternehmer und die 

Regierung mit ihrer Leiharbeit, ihren 

befristeten Verträgen, Minijobs und ih-

ren immer heftigeren Arbeitsbedingun-

gen, die viele in der täglichen Sorge 

leben lässt, wie lange sie die Arbeit ge-

sundheitlich überhaupt noch schaffen? 
 

Zu all diesen realen Angriffen auf unser 

Leben hingegen schweigt die AfD. Wie 

könnte sie auch anders? Sie tut zwar 

gerne so, als wäre sie eine Partei des 

„kleinen Mannes“ und anders als die 

großen Parteien. Doch den großen Bos-

sen will auch sie kein Haar krümmen. 

Im Gegenteil, sie will ihnen die Ausbeu-

tung noch erleichtern. Es ist kein Zufall, 

dass die AfD als erste Maßnahmen "für" 

die Arbeiter… den Mindestlohn abschaf-

fen und das Rentenalter erhöhen will! 
 

Nein, diese Partei – deren Mitglieder 

fast ausschließlich mittelständische Un-

Deswegen ist es auch kein Wider-

spruch, dass die AfD in Mecklenburg-

Vorpommern so viele Stimmen erreicht 

hat, wo es nur wenige Flüchtlinge gibt… 

aber dafür viel Arbeitslosigkeit und Ar-

mut. 
 

Doch wenn sie das zugeben würden, 

dann müssten CSU, CDU und SPD ja 

ihre jahrelange Politik im Interesse des 

Kapitals in Frage stellen. Da könnte man 

eher von einem Ochsen Milch verlan-

gen! Also machen sie lieber „Merkels 

Flüchtlingspolitik“ für den Wahlerfolg der 

AfD verantwortlich. Was nichts anderes 

heißt, als dass sie den Flüchtlingen die 

Schuld für das Erstarken der Rechtsext-

remen in die Schuhe schieben. 
 

Mehr noch. In der Hoffnung, die Stim-

men der AfD-Wähler zu gewinnen, fan-

gen sie alle an, hauptsächlich über die 

Themen der AfD zu reden. Wodurch sie 

mit dazu beitragen, das Klima zu vergif-

ten. Sie diskutieren über Sinnlosigkeiten 

wie den Erhalt „Deutschlands und seiner 

Kultur“ – statt darüber, dass in ihrer 

deutschen „Kultur“ Rentner im Müll wüh-

len müssen, während wenige Meter ent-

fernt Kapitalisten an einem Tag Millio-

nen an der Börse verzocken.  

Oder sie reden über ein Burka-Verbot – 

statt darüber, dass Arbeiter von Daimler-

Subfirmen Niedriglöhne bekommen, die 

unter HartzIV liegen, während der Kon-

zern Milliardengewinne hat. 
 

Keine dieser Parteien, weder die SPD, 

CDU, CSU und erst recht nicht die AfD, 

vertritt unsere Interessen. Keiner dieser 

Politiker wird auch nur versuchen, unse-

re Probleme zu lösen. Wir werden uns 

selber für unsere Interessen einsetzen 

müssen. Ja, es wird Zeit, dass wir Arbei-

ter uns wieder organisieren. Und uns 

gegen die wenden, die für unsere Lage 

wirklich verantwortlich sind: gegen die 

Diktatur der großen Kapitalisten über die 

Betriebe und die gesamte Wirtschaft. 

ternehmer, Professoren oder Rechts-

anwälte sind – ist keine Partei der Ar-

beitenden, keine Partei, die die Inte-

ressen der Arbeiter, der Arbeitslosen, 

der ärmeren Rentner vertritt. Sie sind 

nichts als Demagogen, die die Wut 

über die Ungerechtigkeit der Gesell-

schaft auf die Schwächsten lenken, 

um damit Stimmen zu gewinnen und 

sich in die bequemen Sessel im Parla-

ment setzen zu können. 
 

Doch uns Arbeiter kann ihre Propa-

ganda in Teufels Küche bringen. Denn 

die Flüchtlinge sind ein Teil der Arbei-

terklasse, mit denselben Problemen 

und Gegnern wie wir. Schon heute 

nutzen erste Unternehmer die Unwis-

senheit der Flüchtlinge und ihren 

Wunsch zu arbeiten aus, um sie für 6 

oder gar 3 Euro die Stunde auszubeu-

ten. Morgen werden diese Flüchtlinge 

unsere Arbeitskollegen sein. Und wie 

soll es da werden, wenn sie bis dahin 

von allen Seiten nur offene Ablehnung 

und Feindschaft erfahren haben?  
 

Leider werden die rechtsextremen 

Parteien, die dieses gefährliche Gift in 

der Arbeiterklasse versprühen, im Mo-

ment fast überall in Europa stärker. 

Auch dort, wo fast gar keine Flüchtlin-

ge hingekommen sind, wie in Polen 

oder Frankreich. Ja sogar dort, wo die 

Regierung Mauern und Stacheldraht 

gegen sie errichtet, wie in Großbritan-

nien oder Ungarn.  
 

Es ist also Blödsinn, dass „Merkels 

Flüchtlingspolitik“ der Grund für das 

Erstarken der extremen Rechten wäre. 

Ein wahrer Grund ist, dass viele Men-

schen enttäuscht und angewidert sind 

von den großen Parteien, die seit 

Jahrzehnten regieren und dabei die 

Lage für die Bevölkerung immer weiter 

verschlechtern. Und da haben es die 

rechtsextremen Parteien nicht schwer, 

sich als „Alternative“ darzustellen. 

Von SPD bis AfD: Über die wahren Probleme der Arbeiter redet keiner 
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Türkei: Und was sind die Interessen der Arbeiter? 

Seit dem gescheiterten Militärpusch in 

der Türkei geht der Staatschef Erdogan 

mit drastischen Maßnahmen gegen sei-

ne Gegner im Staatsapparat vor. Doch 

nicht nur gegen sie: 80.000 Angestellte 

des Staates wurden suspendiert, 50.000 

von ihnen wurden entlassen: darunter 

einfache Beamte, Lehrer,… Tausende 

wurden auf einen Schlag verhaftet. 

 

Erdogan behauptet, diese Maßnahmen 

wären nötig, damit so etwas wie dieser 

Militärputsch nicht wieder geschieht. 

Und fast alle anderen großen Parteien 

haben ihn unterstützt, insbesondere die 

größte (sozialdemokratische) Oppositi-

onspartei CHP.  

 

Die CHP ist gemeinsam mit 

Erdogan auf Großveranstal-

tungen aufgetreten und hat 

die Einheit des Volkes ge-

gen den Militärputsch be-

schworen – wohl in der Hoff-

nung, dadurch selber wieder 

mehr Posten und Einfluss zu 

bekommen. Doch vergeb-

lich: Nachdem Erdogan sich 

mit ihrer Hilfe sein Bild als 

„Verteidiger der Demokratie“ 

geschaffen hatte, hat er der 

CHP einen Tritt in den Hin-

tern versetzt.  

 

In Wahrheit nutzt Erdogan den Militär-

putsch nun als Gelegenheit, um seine 

politischen Rivalen zu beseitigen. Seit 

mehreren Jahren nämlich schon gab es 

einen erbitterten Kampf zwischen zwei 

Cliquen im Staatsapparat: einerseits den 

Anhängern des islamischen Predigers 

Gülen, die viele hohe Posten in der Poli-

zei und den Behörden innehatten und 

auch hinter dem Militärputsch vermutet 

werden – und andererseits den Vertrau-

ten Erdogans.  

 

Beide Cliquen waren anfangs Teil der 

Regierungspartei AKP gewesen. Mei-

nungsverschiedenheiten zwischen ihnen 

gab es nicht. Doch aus Machtstreben 

sind sie erbitterte Rivalen geworden, 

wobei Erdogan an der Regierung war 

und Gülen die Unterstützung der USA 

hatte.  

Erdogan hat nun die Gunst der Stunde 

ge der weltwirtschaftlichen Lage.   

 

Doch diese Zeiten sind vorbei. Als Folge 

weltwirtschaftlicher Veränderungen und 

Börsenspekulationen verliert die türki-

sche Lira immer weiter an Wert. Alles 

wird dadurch immer und immer teurer – 

viele Löhne reichen vorne und hinten 

nicht mehr. Seit zwei Jahren kommt es 

deswegen immer wieder zu Streiks in 

Fabriken. Und mehr als einmal hat Erdo-

gans Regierung den Bossen geholfen, 

indem er Polizei und Armee gegen die 

Streikenden geschickt hat. 

 

Außerdem hat Erdogans Außenpolitik 

die Krise verschärft. Er hat sich mit den 

Handelspartnern Syrien und Iran über-

worfen, dann mit Russ-

land. Er hat den Krieg 

gegen die Kurden wie-

der angefangen. Er hat 

den IS unterstützt und 

dann fallen gelassen, 

der nun immer wieder 

Anschläge verübt.  

 

Die Folge von alledem 

sind Insolvenzen, Ent-

lassungen, am schlimm-

sten in der Tourismus-

Branche. In diesem 

Sommer haben in Anta-

lya mehrfach Arbeitende 

die Hotels bestreikt und besetzt, weil 

man ihnen monatelang keinen Lohn 

gezahlt hat. 

Und auch die Regierung selber hat aus 

all diesen Gründen weniger Einnahmen 

und noch dazu gibt sie ihr Geld für Krieg 

aus. Daher fängt sie nun an, bei den 

Arbeitenden sparen zu wollen. Die Re-

gierung redet bereits davon, das Ar-

beitslosengeld, das in der Türkei Abfin-

dung heißt, komplett abzuschaffen. Das 

wäre für viele Arbeiter dramatisch! 

 

Dass die Arbeiter angesichts dieser Ent-

wicklung ihre Existenz, ihre Interessen 

als Arbeiter verteidigen – dieser Kampf 

und nicht der Kampf zwischen Cliquen 

im Staatsapparat wird entscheidend sein 

für die Arbeiterklasse und ihre Zukunft. 

Und es ist letztlich auch der einzige 

Kampf, der die politische Lage in der 

Türkei wirklich verändern kann. 

genutzt, um die gegnerische Clique zu 

zerschmettern. 

 

Doch nach der ersten Säuberungswel-

le macht er nun mit anderen politi-

schen Gegnern weiter: Vor kurzem hat 

er 11.300 Lehrer sowie mehrere Bür-

germeister wegen angeblicher Unter-

stützung der kurdischen Befreiungsbe-

wegung suspendiert. Und wer kommt 

als nächstes dran?  

 

Auch spricht Erdogan davon, vielleicht 

die Todesstrafe wieder einzuführen… 

die er selber erst abgeschafft hatte.  

Ja, Erdogan ist dabei, im Namen der 

„Verteidigung der Demokratie“ eben 

diese Demokratie abzuschaffen. 

Der entstandene Einschüchterungs- 

und Unterdrückungsapparat ist eine 

Gefahr für alle; für alle, die eine ande-

re Meinung haben und selbstverständ-

lich für die Arbeiterklasse. Denn an 

dem Tag, wo die Arbeiter anfangen, 

sich gegen die Folgen der immer hefti-

geren wirtschaftlichen Krise zu weh-

ren, wird Erdogans Regierung auch 

auf sie einschlagen. 

 

Noch ist der Name Erdogan für viele 

Arbeiter im Gegenteil mit Verbesserun-

gen für sie verbunden. Denn ein be-

deutender, zehn Jahre langer Wirt-

schaftsaufschwung hatte es Erdogans 

Regierung ermöglicht, merkliche Ver-

besserungen bei der Rente, dem Ge-

sundheitswesen, den Löhnen oder 

auch dem Straßenbau durchzuführen. 

Der Aufschwung war allerdings nicht 

Erdogans Verdienst, sondern die Fol-

11 Tage streiken die Nestlé-Arbeiter in Bursa im Juni für höhere Löhne. 
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Türkei-Deutschland: „Ich liebe dich – ich dich auch nicht“  

„Wir mögen uns, wir mögen uns doch 

nicht, ach nein, wir mögen uns ja doch“: 

Es ist ein schlechtes Theaterstück, das 

die deutsche und die türkische Regie-

rung uns da vorspielen.  

 

Die deutsche Regierung behauptet, ei-

gentlich sei die Türkei ja ein wichtiger 

und verantwortungsbewusster Partner, 

aber sie könne die undemokratische 

Haltung Erdogans gegen die Presse 

und seine politischen Gegner nicht ein-

fach so akzeptieren. Ach ja? 

 

Die Regierung ist sonst nicht so emp-

findlich: Sie ist ein guter Freund von 

Saudi-Arabien, von Ägypten und ande-

ren Ländern, deren finstere Diktatur sie 

kein bisschen stört… Hauptsache, die 

Geschäfte laufen gut.  

 

Und es stört sie auch nicht, seit dem 

Flüchtlingsabkommen alle Flüchtlinge 

dem Regime in der Türkei auszuliefern.   

Nein, die deutsche Regierung ebenso 

wie die anderen Regierungen der EU 

stört nicht Erdogans brutales Vorgehen 

gegen seine politischen Gegner – 

ebenso wenig, wie sie das bei Erdo-

gans Vorgängern gestört hat.  

Was sie stört ist, dass Erdogan nicht 

mehr so gehorsam ist wie früher. Jahr-

zehntelang war die Türkei ein folgsa-

mes NATO-Mitglied, das gemacht hat, 

was die USA verlangte. Und jahrzehn-

telang hatten die EU-Staaten in der 

Türkei alle Handels- und Visafreiheiten, 

aber nicht umgekehrt.  

 

Doch Erdogan weiß, dass die Groß-

mächte ihn im Moment brauchen, vor 

allem wegen des Syrienkriegs und auch 

wegen der Flüchtlinge. Deshalb ist er 

etwas frecher und eigenständiger ge-

worden und will für seine Dienste eine 

Gegenleistung erhalten.  

 

Doch an den grundlegenden Machtver-

Sprachkurse zum Ein-Jährigen 
 

Ein, zwei Monate vor der Schließung der Zeltla-

ger für Flüchtlinge fällt der Firma European Ho-

mecare (EHC), die diese Zeltlager betreibt, 

„plötzlich“ ein, Deutschkurse für die Bewohner 

anzubieten. Hätten sie damit vor einem Jahr an-

gefangen, hätte dies die Lage für Alle so viel 

leichter machen können: für die Flüchtlinge vor 

allem, aber auch für die Beschäftigten in den 

Zeltlagern, den Ämtern, den Supermärkten… 
 

Doch ein Jahr lang hat sich EHC, die von der 

Stadt Essen 1700 Euro für die „Versorgung“ je-

des Flüchtlings erhält, kein Stück darum geküm-

mert. Die Flüchtlinge hatten keine Möglichkeit, 

Deutsch zu lernen oder überhaupt irgendwas zu 

tun. Einzig Ehrenamtliche haben abends außer-

halb der Zeltlager manchmal eine Stunde pro 

Woche Unterricht geben können.  
 

Nach der Schließung der Zeltlager aber will EHC 

an den Flüchtlingen weiter verdienen und von der 

Stadt mit der „Betreuung“ der neuen Wohncontai-

ner- und festen Heime beauftragt werden. Daher 

wird jetzt kurzzeitig die Betreuung verbessert.  
 

Die Stadt Essen weiß das natürlich alles. Sie ist 

froh, dass sie „das Problem der Flüchtlinge“ an 

die private Firma abschieben kann. Und daher 

gibt sie sich gerne damit zufrieden, dass EHC ihr 

ein bisschen Theater vorspielt, dessen Leidtra-

gende die Flüchtlinge sind.  

Was ist das Gegenteil von „integrieren“? 
 

Mit dem neuen „Integrationsgesetz“ hat die Regierung beschlossen, dass 

anerkannte Flüchtlinge in dem Bundesland leben müssen, in dem sie auch 

ihr Asylverfahren durchlaufen haben. Alle, die nach dem 1. Januar 2016 in 

ein anderes Bundesland umgezogen sind, zum Beispiel weil ihre Verwand-

ten bereits dort wohnen, werden jetzt gezwungen, wieder zurückzuziehen!  
 

Allein in Essen betrifft dies 1662 Flüchtlinge: Sie müssen ihre Wohnung 

aufgeben, ihre Kinder aus der Schule reißen, ihren Sprachkurs oder ihr 

Praktikum abbrechen, sich von ihren Verwandten trennen… Und das Alles 

bei Menschen, die bereits in ihren Herkunftsländern aus Allem rausgeris-

sen worden sind! 
 

Doch der von den AfD-Erfolgen getriebenen Regierung ging es bei diesem 

„Integrationsgesetz“ darum, ihren Wählern zu beweisen, dass auch sie hart 

durchgreifen und die Flüchtlinge „nicht einfach leben können, wo sie wol-

len“. Ganz gleich, welchen bürokratischen Irrsinn und welche Unmensch-

lichkeit dies zur Folge hat. 

hältnissen hat sich nichts geändert. 

Denn wirtschaftlich und finanziell ist die 

Türkei abhängig von den USA und der 

EU – und nicht umgekehrt. So ist die 

Türkei in ihrem Außenhandel vollkom-

men von der EU abhängig: 70% ihrer 

Geschäfte macht sie mit der EU.  

Und wie sonst könnte man erklären, 

dass die Türkei das Flüchtlingsabkom-

men noch immer brav umsetzt, obwohl 

sie die im Frühjahr versprochene Visa-

Freiheit noch immer nicht bekommen 

hat? 

 

Gegenüber ihren Wählern spielen alle 

Theater: Erdogan präsentiert sich als 

Verteidiger des türkischen Nationalstol-

zes, die konservativen und rechtspopu-

listischen Parteien in Europa als Be-

schützer der „demokratischen EU vor 

der diktatorisch-muslimischen Türkei“. 

Doch hinter der Fassade geht es bei 

dem Tauziehen nur um eins: um wirt-

schaftliche Interessen und Macht. 

In der Welt der Reichen und Schönen  
 

Es ist ja bekannt, dass eine Reihe Bundestagsabgeordneter zu ihren 9000 

Euro Diäten auch noch „Nebeneinkünfte“ haben, aus ihren „Nebenjobs“ in 

der Wirtschaft.  
 

Doch die CSU schießt den Vogel ab. Jeder zweite CSU-Abgeordnete hat 

solche Nebeneinkünfte, mehr als doppelt so viele wie bei CDU oder SPD. 

Der Spitzenreiter ist der CSU-Politiker und Großgrundbesitzer Phillip Graf 

von und zu Lerchenfeld, mit 1,7 Millionen Euro „Nebeneinkünften“ pro Jahr.  
 

Ja, CSU-Chef Seehofer hat vielleicht recht, wenn er sagt, die CSU sei „die 

Stimme des Volkes“. Denn für sie besteht das Volk ja aus Unternehmern 

und Reichen. 
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Die Unternehmer-Vertreter haben schon 

angefangen, über die Rente mit 69, ja 

sogar mit 73 zu reden! Und die Bundes-

regierung hat den ersten Schritt dazu 

getan, diese Forderung umzusetzen: mit 

ihrer gerade beschlossenen „Flexi-

Rente“.  

Mit ihr sollen Arbeiter mit niedrigen Ren-

ten dazu gedrängt werden, noch länger 

zu arbeiten. Arbeiter, die wissen, dass 

ihre Rente nicht einmal für das Nötigste 

reicht, „dürfen“ jetzt ihren Renten-

Beginn aufschieben und erst mit 70 oder 

auch 75 in Rente gehen… und solan-

ge weiter Rentenpunkte sammeln.  

 

Außerdem erhalten diejenigen, die in 

Rente sind, noch mehr Möglichkeiten, 

nebenbei zu arbeiten – also noch mit 

70 oder 80 Jahren weiter zu arbeiten, 

um die magere Rente aufzubessern. 

 

Ja, das zynische Angebot, „freiwillig“ 

bis 70 oder 75 Jahre zu arbeiten – das 

ist die dreiste Antwort von CDU und 

SPD auf die viel zu niedrigen Renten! 

Flexi-Rente: „Flexibel“ arbeiten bis ins Grab? 

In manchen Dingen  

lügen sie immer 
 

Der Volkswagen-Konzern hat im ersten 

Halbjahr dieses Jahres 5,04 Millionen 

Autos verkauft, so viel wie kein anderer 

Autokonzern auf der Welt. Der Abgas-

Betrug hat also überhaupt nicht dazu 

geführt, dass sie weniger Autos ver-

kauft hätten. 
 

Das hat sie jedoch nicht daran gehin-

dert zu erklären, dass wegen der 

„dramatischen Folgen“ des Abgas-

Skandals alle bei VW als „Familie zu-

sammenstehen und Opfer bringen“ 

müssten… und daraufhin 3000 Arbeits-

plätze abzubauen, Leiharbeiter zu ent-

lassen und die Preise der Zulieferer zu 

drücken. 
 

Also, bei den Abgas-Werten betrügen 

die Konzerne nur manchmal. Aber 

wenn sie von „einer Familie“ und 

„gemeinsamen Opfern“ reden – dann 

immer. 

Wollen Sie uns erreichen?  

 

DAS ROTE TUCH -  

Postfach 10 08 02 - 45008 Essen  

E-Mail: das-rote-tuch@gmx.de    

Telefon:  0157 – 76493485 

www.bund-revolutionaerer-arbeiter.org 
 

 

Das Rote Tuch kann man auch abonnieren: 

für 13 € pro Jahr! 

Nicht nur eine Frage des Wetters 

Die Welt der Parasiten 
Unvorstellbare 59 Milliarden Euro gibt der Pharma- und Chemiekonzern Bayer aus, 

um seinen Konkurrenten Monsanto aufzukaufen. Damit wird Bayer zum absolut 

größten Produzenten für Saatgut und Pestizide auf der Welt und kann Millionen Bau-

ern seine Preise aufzwingen. Ja, dazu beutet der Bayer-Konzern seine Arbeiter aus, 

verkauft Medikamente zu völlig überhöhten Preisen, hinterzieht Steuern und presst 

die Bauern aus: Damit er mit diesen Profiten Konkurrenten aufkaufen, ganze Bran-

chen beherrschen und so noch mehr Arbeiter und Bauern auspressen kann. 

Ein neuer Angriff auf das Streikrecht 
Das Streikrecht in Deutschland ist ohnehin ziemlich eingeschränkt: Doch selbst die 

wenigen Streiks sind den Unternehmern noch zu viel. So hat der Frankfurter Flugha-

fenbetreiber Fraport gegen die Gewerkschaft der Flugsicherung geklagt, weil sie bei 

einem Streik der Fluglotsen 2012 eine Detail-Forderung dabei hatte, für die sie nach 

deutschem Streikrecht nicht hätte streiken dürfen. 

Und das Bundesverfassungsgericht hat jetzt geurteilt: Wegen dieser unbedeutenden 

Neben-Forderung war der ganze Streik nicht rechtens, und deshalb kann Fraport 

jetzt vor Gericht der Gewerkschaft Schadensersatz für die Folgen des Streiks verlan-

gen. Und Fraport verlangt… 5,2 Millionen Euro!  

Es ist ganz offensichtlich der Versuch, die Gewerkschaften so einzuschüchtern, 

dass sie gar nicht mehr zum Streik aufrufen. Und zwar genau weil die Arbeiter den 

Unternehmern mit Streiks weh tun können! Weil in einem Streik deutlich wird, wie 

wichtig die Arbeiter sind, dass ohne ihre Arbeit nichts läuft.  

Genau deshalb ist der Streik die wichtigste Waffe der Arbeiter. Und deshalb wird 

auch nie ein Gesetz die Arbeiter auf Dauer daran hindern können zu streiken. 

800 Euro weniger Lohn 

in Ostdeutschland 
 

Erst wurden nach der Wende Hundert-

tausende in Ostdeutschland entlassen. 

Und seitdem nutzen die Unternehmer 

die hohe Arbeitslosigkeit dort, um den 

Arbeitern wesentlich niedrigere Löhne 

aufzuzwingen als in Westdeutschland. 
 

Laut dem aktuellen „Entgeltatlas“ ver-

dienen sie als Lageristen 600 Euro pro 

Monat weniger, als Automechaniker 

800 €, als Krankenpflegerinnen 300-

400 € und als Bankkaufmann bis zu 

1.600 € weniger.  
 

Ein Vierteljahrhundert nach der Wieder-

vereinigung steht fest: Der Kapitalismus 

will nicht „vereinen“, sondern ausbeu-

ten.  


